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Verordnung 
vom 16. April 2024 

betreffend die Abänderung der Verordnung 
über Massnahmen gegenüber bestimmten 

Personen und Organisationen zur 
Bekämpfung schwerer Menschenrechts-

verletzungen und -verstösse 

Aufgrund von Art. 2 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 über die 
Durchsetzung internationaler Sanktionen (ISG), LGBl. 2009 Nr. 41, und 
unter Einbezug der Beschlüsse des Rates der Europäischen Union vom 
4. April 2024 (GASP) 2024/1025 und vom 12. April 2024 (GASP) 2024/1074 
verordnet die Regierung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Die Verordnung vom 16. März 2021 über Massnahmen gegenüber be-
stimmten Personen und Organisationen zur Bekämpfung schwerer Men-
schenrechtsverletzungen und -verstösse, LGBl. 2021 Nr. 104, in der gel-
tenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Art. 1 Abs. 2a und 2b 

2a) Das Verbot nach Abs. 2 gilt nicht für die Erbringung humanitärer 
Hilfe und für die Unterstützung anderer Tätigkeiten zur Deckung mensch-
licher Grundbedürfnisse durch: 
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a) die Vereinten Nationen, einschliesslich ihrer Programme, Fonds und 
sonstiger Einrichtungen und Stellen, sowie ihre Sonderorganisationen 
und verwandte Organisationen; 

b) internationale Organisationen; 
c) humanitäre Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalver-

sammlung der Vereinten Nationen und Mitglieder dieser Organisatio-
nen; 

d) bilateral oder multilateral finanzierte nichtstaatliche Organisationen, die 
sich an den Plänen der Vereinten Nationen für humanitäre Hilfe, an 
den Plänen für Flüchtlingshilfemassnahmen, an anderen Appellen der 
Vereinten Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die 
Koordinierung humanitärer Angelegenheiten (OCHA) koordinierten 
humanitären Strukturen beteiligen; 

e) die Beschäftigten, Beitragsempfänger, Tochtergesellschaften oder Durch-
führungspartner der in Bst. a bis d genannten Organisationen, soweit 
sie in dieser Eigenschaft handeln. 

2b) Abs. 2a gilt nicht für die im Anhang unter Bst. A Ziff. 1 bis 4, 13, 
14, 16 bis 26, 29 bis 32, 36 bis 56 und 62 bis 105 genannten natürlichen 
Personen sowie die im Anhang unter Bst. B Ziff. 5 bis 12 und 16 bis 23 
genannten Unternehmen und Organisationen. 

Anhang Bst. B Ziff. 24 bis 26 

 Name Angaben zur 
Identität 

Gründe 

24. Al-Quds Brigades 
(Al-Quds-Briga-
den) 
alias Sarāyā al-
Quds 

Aktive Regio-
nen: Gazastrei-
fen, Westjordan-
land, Südlibanon 

Die Al-Quds-Brigaden sind der be-
waffnete Arm der terroristischen 
Organisation Palästinensischer Is-
lamischer Dschihad (PIJ), die rest-
riktiven Massnahmen der Union 
unterliegt. 
Am 7. Oktober 2023 verübten 
Kämpfer der Al-Quds-Brigaden 
gemeinsam mit der Hamas brutale 
und willkürliche terroristische An-
griffe in ganz Israel. Dabei haben 
sie weiträumig und systematisch 
sexuelle und geschlechtsspezifi-
sche Gewalt verübt und sie als 
Kriegswaffe eingesetzt. 
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 Name Angaben zur 
Identität 

Gründe 

Insbesondere waren Kämpfer der 
Al-Quds-Brigaden an Angriffen 
auf Kibbuzim wie Kfar Aza und 
Nahal Oz beteiligt, bei denen 
schwere Formen sexueller und ge-
schlechtsspezifischer Gewalt ver-
übt wurden, darunter Vergewalti-
gung, Ermordung weiblicher Säug-
linge und gezielte Entführungen 
von Frauen und Mädchen. 
Die Al-Quds-Brigaden sind daher 
verantwortlich für schwere Men-
schenrechtsverletzungen und -ver-
stösse, einschliesslich systemati-
scher und weiträumiger sexueller 
und geschlechtsspezifischer Ge-
walt, was im Hinblick auf die Ziele 
der Gemeinsamen Aussen- und Si-
cherheitspolitik gemäss Art. 21 des 
Vertrags über die Europäische 
Union auch Anlass zu ernster Be-
sorgnis gibt. 

25. Nukhba Force 
(Nukhba-Truppe) 
alias Al-Nukhba 

Aktive Regio-
nen: Gazastrei-
fen, Westjor-
danland, Südli-
banon 

Die Nukhba-Truppe ist eine Spe-
zialeinheit der terroristischen Or-
ganisation Hamas, die restriktiven 
Massnahmen der Union unterliegt. 
Am 7. Oktober 2023 verübten 
Kämpfer der Nukhba-Truppe 
brutale und willkürliche terroristi-
sche Angriffe in ganz Israel. Dabei 
haben sie weiträumig und syste-
matisch sexuelle und geschlechts-
spezifische Gewalt verübt und sie 
als Kriegswaffe eingesetzt. 
Insbesondere sind die Kämpfer der 
Nukhba-Truppe unter anderem in 
das Kibbuz Kfar Aza eingedrun-
gen und mit Paragleitern in das 
Musikfestival Re’im (Nova) geflo-
gen. An beiden Orten verübten 
Kämpfer der Nukhba-Truppe 
weiträumig und systematisch 
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Identität 

Gründe 

sexuelle und geschlechtsspezifische 
Gewalt, darunter Vergewaltigung 
und anschliessende Ermordung 
weiblicher Minderjähriger, Ver-
stümmelung von Leichen sowie 
Genitalverstümmelung. 
Die Nukhba-Truppe ist daher ver-
antwortlich für schwere Men-
schenrechtsverletzungen und -ver-
stösse, einschliesslich systemati-
scher und weiträumiger sexueller 
und geschlechtsspezifischer Ge-
walt, was im Hinblick auf die Ziele 
der Gemeinsamen Aussen- und Si-
cherheitspolitik gemäss Art. 21 des 
Vertrags über die Europäische 
Union auch Anlass zu ernster Be-
sorgnis gibt. 

26. Qassam Brigades 
(Qassam-Briga-
den) 
alias Izz ad-Din 
al-Qassam  
Brigades; AQB 

Aktive Regio-
nen: Gazastrei-
fen, Westjordan-
land, Südlibanon 

Die Qassam-Brigaden sind der 
militärische Arm der terroristi-
schen Organisation Hamas, die 
restriktiven Massnahmen der 
Union unterliegt. 
Am 7. Oktober 2023 verübten 
Kämpfer der Qassam-Brigaden 
brutale und willkürliche terroristi-
sche Angriffe in ganz Israel. Dabei 
haben sie systematisch und weit-
räumig sexuelle und geschlechts-
spezifische Gewalt verübt und sie 
als Kriegswaffe eingesetzt, darun-
ter der sexuelle Missbrauch von 
Minderjährigen und Leichen, Ge-
nitalverstümmelungen und die ge-
zielte Entführung von Frauen und 
Mädchen. 
Die Qassam-Brigaden sind daher 
verantwortlich für schwere Men-
schenrechtsverletzungen und -ver-
stösse, einschliesslich systemati-
scher und weiträumiger sexueller 
und geschlechtsspezifischer Ge-
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walt, was im Hinblick auf die Ziele 
der Gemeinsamen Aussen- und Si-
cherheitspolitik gemäss Art. 21 des 
Vertrags über die Europäische 
Union auch Anlass zu ernster Be-
sorgnis gibt. 

II. 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag der Kundmachung in Kraft. 

Fürstliche Regierung: 
gez. Dr. Daniel Risch 
Fürstlicher Regierungschef 
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